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Große Anfrage 

der Fraktion der SPD 

betr. Aufhebung von Preisvorscliriften auf dem Ge- 
biete des Grundstüekverkehrs. 

Mit der Verordnung PR Nr. 75/72 vom 12. Dezember 1952 hat 
der Bundesminister für Wirtschaft die Preisvorschriften für den 
Verkehr mit bebauten und Trümmer-Grundstücken aufgehoben. 
Neuerdings hat der Bundesminister für Wirtschaft auf die unteren 
Preisbehörden und Preisüberwachungsstellen über die Preisbildungs- 
stellen der Länder durch einen Erlaß vom 19. Februar 1953 ein- 
gewirkt, auch für unbebaute Grundstücke Preiszuschläge bis zu 
50 V. H. zuzulassen. 

Wir fragen die Bundesregierung; 

1. Woraus leitet die Bundesregierung die Ermächtigung her, be- 
stehende Gesetze oder gesetzesvertretende Verordnungen, wie dies 
im Falle der VO PR 75,72 geschehen ist, im Verordnungswege 
zu ändern? 

2. Besteht die Absicht, durch eine Rechtsverordnung den Preisstopp 
auch für unbebaute Grundstücke zu lockern oder aufzuheben? 

3. Ist sich die Bundesregierung darüber im klaren, daß die allge- 
meine Zulassung von Überschreitungen der Stoppreise für Bau- 
land gesetzwidrig ist? 

4. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die administrativ 
eingeleitete rechtswidrige Handhabung der Preisbestimmungen 
seitens der für die Preisbildung und -Überwachung zuständigen 
Stellen rückgängig zu machen und zu verhindern? 

Bonn, den 17. März 1953 
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